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DER INDISCH-PAKISTANISCHE KONFLIKT
Indien und Pakistan – verfeindete Brüder?
Siegfried O. Wolf
Die Anfänge der konfliktreichen Bezie-
hungen zwischen Indien und Pakistan 
reichen bis in die Kolonialzeit zurück. 
Der Teilung des britischen Kolonialreichs 
in die neuen postkolonialen Staaten Pa-
kistan und Indien 1947 folgte eine an-
haltende Konfrontation. Besonders die 
Auseinandersetzungen um die Grenzre-
gion Kaschmir strapazierten die Bezie-
hungen der beiden Nationen. Kaschmir 
ist bis heute von beiden Armeen besetzt 
und wird nur durch die Line of Control 
getrennt. Diese Waffenstillstandslinie ist 
weiterhin umstritten und konnte die 
weiteren Kriege, die Indien und Pakistan 
1965, 1971 und 1999 austrugen, nicht 
verhindern. Ein weiteres Problem ist der 
von Pakistan staatlich geförderte Terro-
rismus, der ein strategischer Bestandteil 
der Kaschmirpolitik Pakistans ist und eine 
der größten Herausforderungen an Indi-
ens Sicherheit darstellt. Mit dem 11. Sep-
tember 2001 änderte sich die Situation, 
weil sich Pakistan nunmehr am Kampf 
gegen den Terror beteiligt. Gleichwohl 
ist Pakistans Engagement – so Siegfried 
O. Wolf – im Kampf gegen den Terroris-
mus skeptisch zu betrachten. Die Politik 
der kleinen Schritte, die beide Länder u. 
a. in den Feldern Frieden und Sicherheit, 
in territorialen Fragen und auf dem Ge-
biet der wirtschaftlichen Zusammenar-
beit in den letzten Jahren betreiben, 
scheint sich zunehmend als erfolgreich 
zu erweisen, auch wenn die Demilitari-
sierung und Demarkierung von Grenz-
gebieten noch aussteht. Wenn Pakistan 
zukünftig auf internationaler Ebene ernst 
genommen werden will, muss es die 
neue machtpolitische Triangel zwischen 
China, Indien und den USA im südlichen 
Asien akzeptieren und erkennen, dass 
die eigentliche Gefahr nicht von Indien, 
sondern vom militanten Extremismus, 
der weitverbreiteten Armut und dem 
niedrigen sozialen Entwicklungsstand im 
eigenen Land ausgeht.  
Neue „Flexibilität“ 
anstatt Blockadehaltung
Nach über sechs Dekaden der Feind-
schaft scheint sich das Verhältnis zwi-
schen Indien und Pakistan in den letzten 
Jahren nachhaltig zu verbessern. Die 
wohl weit reichendsten positiven Verän-
derungen stellen die von dem damali-
gen Premierminister Atal Bihari Vajpa-
yee 2003 erneut eingeleiteten Annähe-
rungen, der 2004 begonnene Composi-
te Dialogue (Manjunath u. a. 2006) 
sowie die gemeinsame Indisch-Pakis-
tanische Stellungnahme in Sharm-El-
Sheikh am 16. Juli 2009 zwischen bei-
den Ländern dar. Bisher eingenommene 
Blockadehaltungen sind zugunsten ei-
ner neuen „Flexibilität“ aufgegeben 
worden und 2005 wurde sogar der An-
näherungsprozess von beiden Regie-
rungen als „unumkehrbar“ bezeichnet. 
Dies markiert einen wichtigen Wende-
punkt in dem bis heute äußerst ange-
spannten Verhältnis. 
Jedoch der anhaltende Konflikt um 
Kaschmir, der von Pakistan ausgehende 
grenzüberschreitende Terrorismus, die 
gegenseitige nukleare Bedrohung so-
wie die Rivalität um die Einflussnahme in 
Afghanistan werfen weiterhin ihre 
Schatten auf die bilateralen Beziehun-
gen. Der Terrorangrif f in Mumbai im 
November 2008 hat die Annäherung 
zwar erheblich verlangsamt, aber nicht 
ausgesetzt. Um die Ursachen hierfür 
darzulegen, werden in diesem Beitrag 
die indisch-pakistanischen Beziehun-
gen und ihre komplexen Wechselver-
hältnisse mit der erweiterten regiona-
len Ebene erörtert. 
Historischer Hintergrund
Keine Beschreibung der indisch-pakis-
tanischen Beziehungen kann die histori-
sche Entwicklung des Hindu-Muslim-
Antagonismus, die problematische Ent-
stehung beider Staaten sowie den kolo-
nialen Hintergrund außer Acht lassen.1 
Die Anfänge der problematischen Be-
ziehungen zwischen Indien und Pakis-
tan sind bereits in ihrer gemeinsamen 
Kolonialzeit in British India (und davor) 
zu finden. Insbesondere durch die von 
den Briten in den Jahren 1882 und 
18922 eingeführten ersten repräsentati-
ven Institutionen einer „kolonialen De-
mokratie“ (vgl. Choudhury 1968, S. 4f.) 
wurden Befürchtungen unter den Musli-
men geweckt, dass ihre Interessen durch 
eine hinduistische Mehrheit stets unter-
drückt werden würden.3 Trotz der be-
merkenswerten Spannungen zwischen 
den damals führenden Parteien der 
Muslim League (ML) und dem India Na-
tional Congress (INC), die nicht zuletzt 
auch auf die persönliche Rivalität zwi-
schen ihren beiden Führern Muhammed 
Ali Jinnah (Quaid-i-Azam4) und Jawa-
harlal Nehru zurückzuführen sind, gab 
es zunächst nur bedingt Anzeichen,5 die 
auf die Entstehung eines solch feindseli-
gen Habitus in den Beziehungen der 
beiden neuen postkolonialen Staaten 
hätten schließen lassen können. So gab 
es durchaus einige Versuche, den Hin-
du-Muslim-Gegensatz aufzulösen, wie 
den Lucknow Pact6 von 1916 oder Jin-
nahs moderater Ansatz zur Einführung 
einer föderalen Regierungsform, wel-
che den einzelnen muslimischen Mehr-
heitsprovinzen einen gewissen Grad an 
Autonomie eingeräumt hätte. Die Versu-
che scheiterten an der Konfrontation 
zwischen Jinnah und der Führung des 
INC.7 Eine weitere Möglichkeit zur kon-
struktiven Zusammenarbeit zwischen 
beiden Religionsgemeinschaften wurde 
im Zuge der Einführung von Wahlen in 
den Provinzen, basierend auf dem 
Government of India Act von 19358, 
vertan, indem man Koalitionsregierun-
gen (Bengalen und Punjab) scheitern 
ließ.9 Diese ersten Erfahrungen mit den 
Implikationen einer „demokratischen 
Mehrheitsregeln“ in Indien überzeugte 
wesentliche Faktionen der politischen 
Führung der Muslime, von den schei-
denden Briten einen separaten Staat 
für die Muslime zu fordern.10 Das Recht 
auf Selbstbestimmung wurde erstmals 
am 23. März 1940 von M. A. Jinnah pro-
klamiert (Lahore Resolution). Die klare 
Ablehnung dieser Forderung seitens 
des INC, der diese als eine „Teilung von 
Mutter Indien“11 interpretierte, markier-
te das Ende aller Hoffnungen auf eine 
Einheit zwischen Hindus und Muslimen. 
Die darauf folgenden Gewalttätigkei-
ten und tragischen Ereignisse vor und 
während der Teilung des britischen Ko-
lonialreiches in die Staaten Pakistan, 
welches aus zwei geographisch ge-
trennten Landesteilen bestand12, und 
Indien ließen ein friedliches Nebenein-
ander als äußerst problematisch er-
scheinen.13
Die ökonomische Konfliktebene
Diese sozialen und politischen Span-
nungen wurden durch das Auseinan-
derreißen von alten, in Jahrhunderten 
gewachsenen ökonomischen Strukturen 
verstärkt. Von den Konsequenzen war 
Pakistan ernsthaft und überproportio-
nal betroffen. So wurden, neben den 
beginnenden ersten militärischen Aus-
einandersetzungen in Kaschmir, die Be-
ziehungen zwischen beiden Ländern 
durch umfangreiche Wirtschaftskonflik-
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te belastet, welche den Handel zwi-
schen beiden Ländern bereits in den 
ersten Jahren nach der Unabhängigkeit 
weitgehend zum Erliegen brachte. Dar-
über hinaus wurde der komplementäre 
Charakter beider nationaler Ökonomi-
en durch das Streben nach der Unab-
hängigkeit von der jeweils anderen Sei-
te weitgehend aufgehoben (vgl. Choud-
hury 1968, S. 7f.). Indiens Weigerung, 
die Aufteilung der Ressourcen (insbe-
sondere Finanzen und militärische Aus-
rüstung14) gemäß dem britischen Plan 
zur Teilung (Partition) des Kolonialreichs 
in Südasien durchzuführen, sorgte für 
eine erhebliche Verschärfung der Span-
nungen. Vor diesem Hintergrund erhob 
Pakistan den Vorwurf gegenüber Indi-
en, dass dieses gezielt versuchen wür-
de, den Aufbau staatlicher Strukturen 
Pakistans zu verhindern. Die Tatsache, 
dass der Schwerpunkt der kolonialen 
Administration und Infrastruktur sich auf 
indischer Seite befand, verstärkte die 
Frustration auf pakistanischer Seite.
Die historische Entwicklung sowie die 
existenzbedrohenden politischen und 
wirtschaftlichen Auseinandersetzun-
gen ließen unter den pakistanischen Eli-
ten ein Zusammengehörigkeitsgefühl 
entstehen, das darauf beruhte, dass Pa-
kistan für Indien die Verkörperungen al-
ler Prinzipien zu sein schien, die es 
selbst ablehnt. In anderen Worten: In 
dieser negativ formulierten nationalen 
Identität ist Pakistan alles das, was Indi-
en nicht ist (vgl. Maaß 2001, S. 5). Pakis-
tan befürchtete zunehmend, dass Indi-
en die Absicht verfolgt, den Subkonti-
nent unter indischen Vorzeichen wieder 
zu vereinen bzw. nicht bereit ist, die 
Souveränität Pakistans zu akzeptieren 
(Choudhury 1968, S. 10). Diese Kombi-
nation aus Bedrohungsperzeptionen, 
Misstrauen, deprivativen Effekten und 
diametral entgegengesetzten Selbst-
auffassungen prägte den verhängnis-
vollen Beginn der indisch-pakistani-
schen Beziehungen, der schon bald sei-
nen Ausdruck in der ersten bewaffneten 
Auseinandersetzung in Kaschmir fand.
Kaschmir – Ursache und 
Folge des Konflikts
Pakistan und Indien streiten sich nun seit 
über einem halben Jahrhundert über 
die territoriale Zugehörigkeit Kasch-
mirs. Die Bedeutung dieser Himalaja-
Region liegt für Indien darin begründet, 
dass die überwiegend muslimische Be-
völkerung15 und deren Integration als 
Bestätigung für die eigene pluralisti-
sche und säkulare Staatsauffassung 
(Unity in Diversity) interpretiert wird, 
d. h. dass Hindus und Muslime ge-
meinsam in einem Staat leben können. 
Pakistan hingegen besteht auf seiner 
„Gründungsidee“, Heimat für alle Mus-
lime in Südasien zu sein. Aus pakis-
tanischer Perspektive sind Hindus und 
Muslime nicht nur unterschiedliche Re-
ligionsgemeinschaften, sondern auch 
verschiedene Nationen (Two-Nation-
Theory).16
Zur Zeit der Teilung (Partition) von Bri-
tisch Indien war Kaschmir ein so ge-
nannter Princely State (Fürstenstaat), 
der mehr oder weniger lose in die kolo-
nial-administrativen Strukturen einge-
bunden war und über weitgehende in-
nenpolitische Autonomie verfügte. Als 
die Briten den Subkontinent verließen, 
entschieden sie, dass die 562 Fürsten-
staaten die Wahl haben sollten, sich In-
dien oder Pakistan anzuschließen. Die 
Option, sich keiner der beiden Staaten 
anzuschließen und die Unabhängigkeit 
anzustreben, war eher theoretischer 
Natur. Weder Indien noch Pakistan hät-
ten einen oder mehrere autonome Staa-
ten innerhalb ihres Staatsgebietes ge-
duldet. Darüber hinaus waren die meis-
ten dieser Staaten flächenmäßig zu 
klein und wirtschaftlich zu schwach, um 
als unabhängiger Staat existieren zu 
können. In Kaschmir und Hyderabad 
stellte sich die Situation jedoch anders 
dar.17 Beide Fürstentümer verfügten 
über ein umfangreiches Territorium, wel-
ches die Unabhängigkeit realistisch er-
scheinen ließ. Während Indien Hydera-
bad, mitten im eigenen Land liegend, 
durch eine Kombination aus militäri-
schen und diplomatischen Mitteln integ-
rierte, entschied sich Pakistan, die Zuge-
hörigkeit von Kaschmir durch die Infiltra-
tion von Freischärlern, paschtunischen 
Stammeskriegern und „beurlaubten“ 
pakistanischen Soldaten in seinem Sin-
ne zu entscheiden. Der in Bedrängnis 
geratene und nach Unabhängigkeit 
strebende Maharadscha von Kaschmir, 
Hari Singh, entschied sich letztendlich 
für den Anschluss an Indien und konse-
quenter Weise für eine indische militäri-
sche Unterstützung.18 Mit der zusätzli-
chen Hilfe des volksnahen und populä-
ren Sheikh Mohammed Abdullah und 
seiner – dem autokratischen Hindufürst 
gegenüber feindlich eingestellten und 
säkularen – Protestbewegung, der All 
Jammu and Kashmir Muslim Confe-
rence, gelang es den regulären indi-
schen Truppen und den Kaschmiris, die 
Stammeskrieger und pakistanischen 
Soldaten zurückzudrängen. Allerdings 
halten diese bis heute noch ein Drittel 
von Kaschmir (Azad Kashmir19), welches 
durch die Line of Control vom indisch 
verwalteten Teil abgetrennt wird. Die 
Line of Control gilt als Waffenstill-
standslinie und kann bzw. muss heute 
als „De-facto-Grenze“ zwischen Pakis-
tan und Indien interpretiert werden.20 
Diese Situation ist – insbesondere aus 
pakistanischer Perspektive – eine be-
merkenswert unbefriedigende, da In-
dien nicht nur den größten Teil Kasch-
mirs kontrolliert, sondern vor allem das 
Kaschmir-Tal, in dem die Mehrheit der 
kaschmirischen Muslime lebt.
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INDIEN UND PAKISTAN – 
VERFEINDETE BRÜDER?
Kriege und Konflikte
Seit ihrer Entstehung im Jahre 1947 ha-
ben Indien und Pakistan vier Waffen-
gänge miteinander ausgetragen. Den 
ersten, wie bereits oben erwähnt, un-
mittelbar nach der Unabhängigkeit von 
1947 bis 1948 in und um Kaschmir, den 
zweiten 1965, dem ein so genannter 
„Testkrieg“ im Rann of Kutch vorausging. 
Letzterer war regional auf ein umstrit te-
nes Marschland zwischen der pakista-
nischen Provinz Sindh und dem indi-
schen Bundesstaat Gujarat begrenzt. 
Der offizielle Anlass für diese pakistani-
sche Aggression war die Festlegung der 
Grenze zu ihren Gunsten. Inoffiziell 
kann jedoch davon ausgegangen wer-
den, dass Pakistan die Leistungsfähig-
keit und Entschlusskraft der damals neu-
en indischen Regierung sowie ihrer 
Streitkräfte auf den Prüfstand stellen 
wollte.21 Nachdem Indien relativ ver-
halten und zögerlich reagierte, startete 
Pakistan noch im selben Jahr die „Ope-
ration Gibraltar“22, die in einer ersten 
Phase durch die Infiltration von Gueril-
lakämpfern23 die Entfesselung einer be-
waffneten Revolte gegen die indische 
Verwaltung in Jammu und Kaschmir zum 
Ziel hatte. Diese Revolte wiederum wür-
de in einer zweiten Phase durch regu-
läre pakistanische Truppen unterstützt 
werden. Den Überraschungsmoment 
ausnutzend, so die Planung, würde 
man den indisch kontrollierten Teil von 
Kaschmir in kürzester Zeit strategisch 
besetzen können, bevor es Neu Delhi 
gelingen würde, die eigenen Streit-
kräfte zu mobilisieren. Indien allerdings 
antwortete durch die erfolgreiche Aus-
weitung der bewaffneten Kämpfe auf 
das pakistanische Kernland Punjab. Die 
umfangreichen Verluste Pakistans, das 
Ausbleiben des erhofften chinesischen 
Eingreifens zu Ungunsten Indiens sowie 
internationale diplomatische Interventi-
onen führten am 4. Januar 1966 zum 
Frieden von Taschkent. Die Niederlage 
von 1965 hatte für die damalige pakis-
tanische Militärregierung24 weitgehen-
de Konsequenzen. Zum einen war ihr 
Image als Hüter der Nation erheblich in 
Frage gestellt, zum anderen zeigte es 
die Unfähigkeit der (west-)pakistani-
schen Armee, den Ostteil des Landes zu 
verteidigen, was darüber hinaus des-
sen Unabhängigkeitsbestrebungen in-
tensivierte.25
Pakistans ideologische und 
militärische Katastrophe
Diese Sezessionsbewegung Ostpakis-
tans führte schließlich 1971 zum drit ten 
Krieg, der die Unabhängigkeit und die 
Entstehung von Bangladesch zur Folge 
hatte.26 Dieser Krieg war ideologisch 
wie militärisch eine Katastrophe für Pa-
kistan. Ideologisch, weil es die Etablie-
rung eines zweiten muslimischen Staa-
tes in Südasien hervorbrachte und 
damit den Kern der Zwei-Nationen-
Theorie ad absurdum führte. Es wurde 
offensichtlich, dass der Islam in Südasi-
en zum einen keine monolithische Enti-
tät darstellt und zum anderen nicht aus-
reichte, West- und Ostpakistan zu ver-
einen. Es wurde zunehmend der Ein-
druck vermittelt, dass nicht der Islam, 
sondern die Feindschaft zu Indien als 
Quelle nationaler Identität dient. Die 
besondere Brisanz für Pakistan ist die 
daraus resultierende Konsequenz, dass 
es das ideologische und moralische Ar-
gument verlor, Kaschmir für sich einzu-
fordern. Darüber hinaus war der Verlust 
des östlichen Landesteils aus militäri-
scher Sicht ein Debakel, weil es erneut 
(und nun endgültig) die konventionelle 
Überlegenheit Indiens unterstrich. Den-
noch gelang es Pakistan, einen „Teil-
sieg“, zumindest auf diplomatischer 
Ebene, zu erringen. Im Simla-Accord 
vom 2. Juli 1972, dem von Indira Gandhi 
und Zulfiqar Ali Bhutto ausgehandelten 
Friedensvertrag, gelang es Bhutto, die 
siegreiche indische Seite aus Rücksicht 
auf die innenpolitische Lage in Pakistan 
zu weitgehenden Zugeständnissen zu 
bewegen, insbesondere dahingehend, 
dass Islamabad nicht zur Anerkennung 
der Line of Control als internationale 
Grenze gezwungen wurde (vgl. Mattoo 
2001b, S. 27–44). Dies bedeutete, dass 
Pakistan zumindest in der Kaschmir-Fra-
ge seine Chancen wahren konnte. 
Jüngste bewaffnete 
Auseinandersetzungen
Die vierte und vorletzte bewaffnete Aus-
einandersetzung zwischen Indien und 
Pakistan fand 1999 in der Kargil-Region 
von Kaschmir statt. Hierbei handelte 
es sich um einen vergeblichen Ver-
such, durch ein breiter angelegtes Kom-
mandounternehmen27 den territorialen 
Status quo zugunsten Pakistans zu ver-
ändern, um dadurch eine verbesserte 
Ausgangslage bei erhofften (erzwun-
genen), neuen Verhandlungen über die 
Zukunft Kaschmirs zu haben. Darüber 
hinaus standen beide Länder mehrfach 
am Rande einer bewaffneten Konfronta-
tion wie 1987, 199028 oder zuletzt in der 
„Krieg-in-Sicht-Krise“ von 2001–2002.29 
Die Line of Control gilt als Waffen-
stillstandslinie und muss als „De-facto-
Grenze“ zwischen Pakistan und Indien 
interpretiert werden. picture alliance/dpa
Indien.indd   191 24.11.09   24.11.09 / 17:50
192
S
ie
gf
rie
d
 O
. W
o
lf
Wesentliches Merkmal aller bewaffne-
ten Auseinandersetzungen zwischen 
beiden Ländern ist die ihrer Begren-
zung: Zum einen auf bestimmte geogra-
phische Gebiete im Rahmen von einge-
schränkten Kriegszielen und zum ande-
ren mit Blick auf die zum Einsatz kom-
menden militärischen Kapazitäten. So 
hat Indien bewusst 1999 auf eine Aus-
weitung des Krieges über die Grenzen 
von Kaschmir hinaus verzichtet sowie 
die Verwendung der umfangreich vor-
handenen Reserveverbände vermieden 
(Ganguly 2008, S. 33f.). Ein weiteres 
Kennzeichen des Konfliktes zwischen 
beiden Ländern ist der von Pakistan an-
gewandte Einsatz von nichtstaatlichen 
Gewaltakteuren, d.h. die gezielte Infilt-
ration Indiens mit extremistisch-militan-
ten und terroristischen Gruppierungen. 
Nach dem 11. September 2001
Es steht für viele Beobachter außer 
Frage, dass Pakistan staatlich geförder-
ten Terrorismus als einen strategischen 
Bestandteil seines Handlungsreper-
toires in der Kaschmir- bzw. Indien-Poli-
tik bis in die jüngste Vergangenheit hin-
ein sah. Im Oktober 2001 in und von Pa-
kistan ausgebildete und finanzierte ter-
roristische Gruppen (Laskar-e-Taiba30 
und Jaish-e-Mohammed) grif fen den 
Landtag in Srinagar (Kaschmir) an, und 
im Dezember desselben Jahres atta-
ckierten sie das Parlament (Lok Sabha) 
in New Delhi. Dieser Terrorangrif f 
brachte Indien und Pakistan an den 
Rand eines Krieges. Die Entwicklungen 
nach den Ereignissen vom 11. Septem-
ber 2001 veränderten die Situation hin-
sichtlich des von Pakistan geförderten 
grenzüberschreitenden Terrorismus er-
heblich. Zumindest in rhetorischer Hin-
sicht kündigte der damalige Staatschef 
General Pervez Musharraf diesbezüg-
lich einschneidende Veränderungen 
an.31 Pakistans neues Engagement im 
Kampf gegen den Terror ist jedoch 
skeptisch zu betrachten. Zum einen sind 
die (in)formellen Netzwerke zwischen 
den pakistanischen Geheimdiensten, 
allen voran dem Inter-Services Intelli-
gence (ISI)32, äußerst eng mit den radi-
kalen und terroristischen Gruppen ver-
bunden. Zum Zweiten ist nicht offen-
sichtlich, inwieweit diese Gruppen noch 
immer als ein Instrument für interne wie 
externe Operationen betrachtet wer-
den.33 Darüber hinaus kann durchaus 
die Frage gestellt werden, inwieweit die 
pakistanische Regierung Kenntnis so-
wie Kontrolle über die Jihadi-Grup-
pen34 und die Aktivitäten des ISI bzw. 
über die Interaktion zwischen beiden 
hat. Die Ereignisse um die Rote Moschee 
(Lal Masjid) in Islamabad im Jahr 200735 
zeigt die Komplexität der gegenwärti-
gen Situation: Zum einen, dass sich mili-
tante Gruppen zunehmend innenpoliti-
schen Zielsetzungen zuwenden, um den 
pakistanischen Staat herauszufordern. 
Zum anderen zeigt sich die mangelnde 
Bereitschaft des Staates und seiner Ins-
titutionen, gegen die Extremisten vorzu-
gehen. Die pakistanischen Sicherheits-
kräfte sehen bis heute ihren primären 
Auftrag in der Landesverteidigung ge-
gen Indien und nicht im Kampf gegen 
die Terroristen bzw. gegen aufständi-
sche Militante im eigenen Land.36 Trotz 
einiger positiver Signale, die in den 
letzten Jahren von Pakistans Regierun-
gen ausgingen, ist der grenzüberschrei-
tende Terrorismus eine der größten He-
rausforderungen für Indiens Sicherheit 
und den Frieden zwischen beiden Län-
dern. Die nicht endenden Anschläge 
auf indische Städte, darunter New 
Delhi 2005, Varanasi 2006 und Mum-
bai 2006 sowie 2008, können als Indiz 
hier für gewertet werden. Es bleibt ab-
zuwarten, inwieweit die im Januar 2009 
gegründete National Commission for 
Counter Terrorism (NCCT)37 den Ein-
fluss der neuen zivilen Regierung Pakis-
tans auf die Sicherheitskräfte erhöhen 
kann. 
Bedeutung der nuklearen Aufrüstung
Die Bedeutung der nuklearen Aufrüs-
tung beider Staaten sowie die Rolle der 
Kernwaffen im indisch-pakistanischen 
Konflikt sind äußerst umstrit ten (vgl. Ka-
pur 2009). Inwieweit sie einen positiven 
Beitrag hinsichtlich der Deeskalation 
von Konflikten geleistet haben, lässt 
sich nur schwer nachweisen.38 Es kann 
jedoch festgestellt werden, dass die 
neue amerikanisch-indische Nuklear-
zusammenarbeit für Unruhe und Frust-
ration in Pakistan sorgt. Erstens fühlt sich 
Pakistan isolier t und zurückgesetzt, da 
die USA klar zum Ausdruck gebracht 
haben, dass von ihrer Seite kein Interes-
se an einer solchen (nuklearen) Koope-
ration mit Pakistan besteht. Zweitens 
bestehen die Befürchtungen, dass In-
dien die Zusammenarbeit mit den USA 
dazu nutzen wird, um sich vom Prinzip 
der minimalen Abschreckung zu lösen 
und die eigene nukleare Aufrüstung zu 
forcieren. Dies würde aus pakistani-
scher Sicht das Kräfteverhältnis in der 
Region empfindlich stören, da es mit 
Blick auf die möglicherweise wachsen-
den nuklearen Kapazitäten Indiens sei-
ne eigene Abschreckungsfähigkeit in 
diesem Bereich verliert.39 
Kooperation und Annäherung
Einer der wesentlichen und wichtigsten 
Schrit te der Annäherung ist der Vertrag 
über die Regelung der Wasservertei-
lung des Indus-Bassin (Indus Water Tre-
aty) von 1960.40 Allerdings führte dieser 
nicht zu einer tiefer gehenden Zusam-
menarbeit, weder in wir tschaftlichen 
noch in sicherheitspolitischen Belan-
gen. Dies lag an den negativen Implika-
tionen des Kaschmir-Konfliktes wie der 
Schließung der Grenzen sowie den ge-
gensätzlichen Modellen der Organisa-
tion ihrer Volkswirtschaften.41 Erst mit 
der Liberalisierung der indischen Wirt-
schaft Anfang der 1990er Jahre und der 
so genannten „Delhi-Lahore-Bus-Frie-
dens-Initiative“ im Februar 1999 wurde 
ein Korridor geschaffen, der konstrukti-
ve ökonomische- und sicherheitspoliti-
sche Gespräche zwischen beiden Län-
dern ermöglichen sollte. Diese fanden 
jedoch durch die Kämpfe in Kargil im 
selbigen Jahr abrupt ihr Ende und wur-
den erst einige Jahre später wieder auf-
genommen.
Die Politik der „kleinen Schritte“
Der „institutionelle Rahmen“ hier für bil-
dete der Start des so genannten Ver-
bunddialoges (India Pakistan Composi-
te Dialogue) am 6. Januar 2004 (vgl. 
Huntington 2006), der aus heutiger 
Sicht die entscheidende Landmarke in 
der Annäherung zwischen Indien und 
Pakistan darstellt. Der Dialog sieht Ge-
spräche und Kooperation in folgenden 
Feldern vor: Frieden und Sicherheit, ein-
schließlich vertrauensbildender Maß-
nahmen in den Bereichen der nuklearen 
und konventionellen Rüstung, in territo-
rialen Fragen bezüglich der Gebiete 
Jammu und Kaschmir, Siachen42, und Sir 
Creek (Rann of Kutch). Darüber hinaus 
wurden das Wullar Barrage/Tulbul Na-
vigation Project, der Terrorismus und 
Drogenhandel, die Förderung der wir t-
schaftlichen Kooperation und des Au-
ßenhandels sowie die Unterstützung 
von freundschaftlichem Austausch in 
verschiedenen Feldern zu Gegenstän-
den gemeinsamer Gespräche erklärt. 
Konkret wurden dabei Fragen der De-
markierung von Grenzgebieten und die 
Demilitarisierung umstrit tener Gebiete 
besprochen sowie erste Maßnahmen 
zur Erweiterung von Transport-, Reise- 
und Kommunikationsmöglichkeiten ein-
geleitet. Begleitet werden diese Maß-
nahmen durch gemeinsame kulturelle 
Aktivitäten sowie die Forcierung wis-
senschaftlicher Zusammenarbeit. Die-
ses als Politik der „kleinen Schrit te“ zu 
bezeichnende Vorgehen scheint sich 
zunehmend als er folgreich zu erwei-
sen.43 Der Grund hierfür ist in erster Li-
nie darin zu finden, dass die Lösung des 
Kaschmir-Konfliktes nicht mehr als es-
sentielle Bedingung für weitere Ge-
spräche und Kooperationen in anderen 
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Feldern gesehen wird. Für die heutige 
Tagespolitik lässt sich konstatieren, 
dass Kaschmir eine wichtige, aber nicht 
mehr die zentrale Rolle spielt und das 
bilaterale Verhältnis eine deutlich brei-
tere Grundlage erhalten hat. 
Die Rolle der USA
Es kann festgestellt werden44, dass die 
USA (auch wenn sie wesentlich zur Mili-
tarisierung und zur Erhaltung von Mili-
tärdiktaturen in Pakistan beigetragen 
haben) keinen entscheidenden Faktor 
hinsichtlich der negativen Entwicklung 
in den indisch-pakistanischen Bezie-
hungen darstellen. Im Gegenteil – auch 
wenn es sich schwer belegen lässt – 
muss hervorgehoben werden, dass die 
diplomatischen Interventionen der USA 
bereits bei mehreren Anlässen zur Ver-
hinderung militärischer Eskalationen 
zwischen Indien und Pakistan beigetra-
gen haben.45 Dabei handelte es sich in 
der Regel um eine Doppelstrategie, die 
die Ausübung von Druck auf Pakistan 
bei gleichzeitiger Aufforderung an Indi-
en, sich um Zurückhaltung zu bemühen, 
vorsah. Letzteres vor allem, um die mili-
tärischen Implikationen der indischen 
Strategie der coercive diplomacy46 ein-
zugrenzen. Allerdings muss hier ange-
führt werden, dass man den Einfluss der 
USA in Südasien nicht überbewerten 
darf. So ist der amerikanische Einfluss 
auf indische Entscheidungsträger bis 
dato als äußerst gering einzustufen, 
was insbesondere auf die amerikani-
sche Unterstützung Pakistans, Indiens 
Anbindung an die damalige Sowjetuni-
on sowie die politischen und wirtschaft-
lichen Implikationen des Szenarios des 
Kalten Krieges zurückgeführt werden 
kann. Der frühe Beitrit t Pakistans in 
die Verteidigungsbündnisse South East 
Asia Treaty Organization (SEATO) 1954 
und 1956 in die Central Treaty Organi-
sation (CENTO) verhinderte nicht nur 
eine Annäherung zwischen Indien und 
den USA, sondern führte auch zu dem 
Abschluss eines indisch-sowjetischen 
Freundschaftsvertrages im August 1971. 
Dieses verhärtete nicht nur die Fronten 
zwischen Indien und Pakistan, sondern 
förderte einen aus heutiger Sicht fast 
schon „traditionellen Anti-Amerikanis-
mus“ in Indien. Ein Phänomen, das je-
doch nur temporär in Erscheinung trit t 
(u. a. während den Golfkriegen von 
1991 und 2003) und nicht pauschal al-
len oder bestimmten politischen Faktio-
nen in Indien unterstellt werden kann. 
Hier bleibt abzuwarten, wie sich die 
2006 erfolgte Annäherung zwischen In-
dien und den USA langfristig auswirken 
wird.47 Es muss jedoch betont werden, 
dass Indien deutlich an Gewicht in 
der amerikanischen Südasienpolitik ge-
wonnen hat – zu Ungunsten Pakistans. 
Dieses wird u. a. darin deutlich, dass die 
USA in den diversen indisch-pakistani-
schen Konflikten zunehmend eine pro-
indische Stellung bezog. 
Pakistan in den 
internationalen Beziehungen
Die US-amerikanische Auf- und Abwer-
tung Pakistans ist einer der wesentli-
chen Gründe für die sehr sprunghaften 
und emotional aufgeladenen Beziehun-
gen zwischen Pakistan und den USA. 
Ein Verhältnis, das sich generell als au-
ßerordentlich schwierig beschreiben 
lässt und auf ein permanentes Misstrau-
en zwischen den Regierungen beider 
Länder zurückzuführen ist. So wird auf 
Seiten der USA regelmäßig die Loyalität 
Pakistans hinterfragt, während Pakistan 
sich von den USA und deren Verbünde-
ten diskriminiert sieht. Dies zum einen 
hinsichtlich des mangelnden und ange-
zweifelten Engagements Pakistans im 
Kampf gegen den Terror und zum ande-
ren, dass Pakistan weitgehend von Af-
ghanistan, einem der wichtigsten Pfeiler 
der pakistanischen Außenpolitik, iso-
liert wird. Letzteres spielt eine wichtige 
Rolle mit Blick auf die neue Afghanistan-
Pakistan-Strategie („Af-Pak“) der US-
Administration unter Präsident Barack 
Obama, in die Indien bis zu einem ge-
wissen Grad eingebunden wird. Dies 
führt zu der Wahrnehmung, dass Pakis-
tan von der internationalen Gemein-
schaft nicht als gleichwertig mit Indien 
betrachtet, gar benachteiligt wird.48 Es 
werden alte Befürchtungen in Pakistan 
wach, Indien versuche via Afghanis-
tan destabilisierenden Einfluss auf die 
nordwestlich gelegenen Stammesge-
biete (Federally Administered Tribal 
Areas/FATA) und Belutschistan auszu-
üben und so die territoriale Integrität 
des Landes zu gefährden.49 Darüber hi-
naus entziehen sich die pakistanischen 
Entscheidungsträger zunehmend dem 
internationalen Einfluss. Ein Verhalten, 
welches sich als eine Kombination aus 
„Trotzhaltung und Wagenburgmentali-
tät“ beschreiben lässt.50 Dadurch ver-
liert die USA zumindest kurzfristig meh-
rere Optionen: einerseits reduziert es 
die Möglichkeit, auf die Entwicklung der 
pakistanischen Haltung gegenüber In-
dien einzuwirken; andererseits wird Pa-
kistan nicht mehr in dem Umfang bereit 
sein, sich zu Ungunsten dessen zu enga-
gieren, was in der Vergangenheit als für 
den nationalen Nutzen dienlich er-
schien, nur um den Interessen der USA 
zu dienen.51 Dieses erfährt eine beson-
dere Brisanz mit Blick auf die desaströ-
sen Auswirkungen der seit über fünf 
Jahren anhaltenden Kämpfe in den 
Stammesgebieten und den damit ver-
bundenen umfangreichen Verlusten der 
pakistanischen Streitkräfte an Men-
schen, Moral und Ausrüstung, dem 
Mangel an Erfolg sowie der rapiden 
Verschlechterung der sozialen und wirt-
schaftlichen Situation in den umkämpf-
ten Gebieten.
Die Rolle Chinas
Keine Bewertung der indisch-pakistani-
schen Beziehungen wäre vollständig, 
wenn nicht der „China-Faktor“ berück-
sichtigt werden würde. Pakistan ver-
suchte, aus der zunehmenden Span-
nung bzw. Feindschaft zwischen Indien 
und China im Laufe der letzten fünf De-
kaden immer wieder politisches Kapital 
zu schlagen.52 Durch eine fragwürdig 
Gebietsabtretung an China53, dem Er-
werb von Waffen, Nukleartechnologie- 
und Trägersystemen versuchte Pakistan 
seine Position gegenüber Indien auf-
zuwerten und einen Verbündeten für 
mögliche Waffengänge zu gewinnen. 
Es gelang Pakistan aber weder 1965 
noch 1971, China zu unmittelbaren mi-
litärischen Operationen gegen Indien 
zu bewegen, noch Unterstützung in 
der Kaschmir-Frage einzuholen. China 
selbst ist mit terroristischen bzw. sepa-
ratistischen Gruppen im eigenen Land 
konfrontiert und daher an einem poli-
tisch stabilen Kaschmir interessiert. Es 
steht zurzeit außer Frage, dass China 
dieses eher durch eine indische, als 
durch eine pakistanische Verwaltung 
gewährleistet sieht. Des Weiteren er-
folgte in den letzten Jahren eine bemer-
kenswerte Annäherung zwischen China 
und Indien – ein Prozess, der von keiner 
der beiden Seiten abgebrochen wer-
den will. Die Entführung und Tötung von 
Chinesen in Pakistan im Sommer 2007 
hat sichtlich zu einer Abkühlung im chi-
nesisch-pakistanischen Verhältnis ge-
führt und fördert die politische Entfrem-
dung zwischen beiden Ländern.54 Will 
Pakistan weiterhin auf internationaler 
Ebene als signifikanter Akteur wahrge-
nommen werden, muss es diesbezüglich 
die neue machtpolitische Triangel Chi-
na, Indien und die USA im „südlichen 
Asien“55 akzeptieren und entsprechend 
seine eigene Position demgegenüber 
positiv definieren.
Bedingungen für einen 
gelingenden Dialog
Eines der wesentlichen Probleme im Ver-
hältnis zwischen Indien und Pakistan ist 
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das Vorhandensein von Misstrauen und 
Vorurteilen.56 Generell kann hierzu fest-
gestellt werden, dass die sich zuneh-
mend verbreitende Einsicht, dass der 
Kaschmir-Konflikt nicht mehr als unlös-
bar einzustufen ist, eine entscheidende 
Voraussetzung für eine Verbesserung 
des Verhältnisses zwischen den beiden 
Ländern ist. Um jenes jedoch im politi-
schen Entscheidungsprozess (insbeson-
dere hinsichtlich ökonomischer und si-
cherheitspolitischer Kooperation) bei-
der Staaten fruchtbar zu machen, müs-
sen weitere Faktoren hinzutreten. Zum 
einen gilt es, die unbedachte, kriegstrei-
bende Rhetorik der letzten Jahrzehnte 
auf pakistanischer und auf indischer 
Seite zu unterbinden, zum anderen müs-
sen verstärkt vertrauensbildende Maß-
nahmen und Kommunikationsmöglich-
keiten implementiert werden.57 In all 
diesen Bereichen wurden in jüngster 
Vergangenheit einige Fortschrit te er-
zielt. Des Weiteren gelang es den Ter-
roristen von Mumbai nicht, einen Ab-
bruch des Composite Dialogue zu be-
wirken.58
Implikationen für Indien
Indiens politische Führung realisiert, 
dass die Überlegenheit hinsichtlich der 
konventionellen militärischen Kapazitä-
ten durch Pakistans nukleare Aufrüstung 
vorerst nivelliert wurde. Jegliche Her-
ausforderung an Pakistans territoriale 
Integrität und an die politischen Füh-
rung durch einen umfassenden konven-
tionellen Angriff stellt eine Gefahr in 
Form einer nuklearen Reaktion dar (vgl. 
Ganguly/Wagner 2004). Dass dieses 
von Indien ernsthaft in Erwägung gezo-
gen werden muss, lässt sich an Pakistans 
Weigerung erkennen, den Vertrag des 
Verzichts auf eine Erstverwendung von 
Nuklearwaffen (First Use of Nuclear 
Weapons) zu unterzeichnen. Aber auch 
hier zeichnet sich ab, dass Pakistan zu 
vertrauensbildenden Zugeständnissen 
bereit ist. So wird Indien nicht mehr von 
führenden pakistanischen Politikern wie 
dem Präsident Zardari „als eine Bedro-
hung“ bezeichnet und die Androhung 
eines nuklearen Erstschlages nicht mehr 
als ein Instrument der Außenpolitik 
ernsthaft in Betracht gezogen.
Ein schwarz geklei-
deter pakistanischer 
und ein indischer 
Grenzschützer bei 
einer Zeremonie in 
der Nähe von La-
hore am 18. Juli 
2009. Obwohl sich 
die Beziehungen 
zwischen Pakistan 
und Indien bessern, 
kann von einem 
Durchbruch noch 
nicht gesprochen 
werden.
picture alliance/dpa
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Damit diese positiven Signale in eine er-
folgreiche und friedliche Zusammenar-
beit münden, wird Indien gezwungen 
sein, eine nachhaltige, konstante und 
kontinuierliche Außenpolitik zu entwi-
ckeln. Ein Konzept, welches von Pa-
kistan als transparent und verlässlich 
wahrgenommen werden kann. Die ers-
ten Dekaden indischer Außenpolitik wa-
ren gekennzeichnet durch eine idealisti-
sche Herangehensweise, die auf den 
Prinzipien einer friedlichen Koexistenz 
(Panch Shila) und der Blockfreiheit 
(Non-Alignment) aufbaute. Durch die in-
konsistente und opportunistische Ausle-
gung dieser Doktrin machte sich Indien 
selbst nicht nur unglaubwürdig, son-
dern auch unfähig, den realpolitischen 
Herausforderungen auf internationaler 
Ebene adäquat entgegenzutreten (vgl. 
Mattoo 2001a, S. 94). Das dominante 
Auftreten gegenüber kleineren Nach-
barn in Südasien ließ das Land als ein 
„regional bully“ erscheinen, unfähig zur 
regionalen Kooperation und Integra-
tion. In diesem Zusammenhang sollte Er-
wähnung finden, dass die staatliche Un-
terstützung von Terrorismus in Südasien 
kein pakistanisches Monopol ist. Auch 
Indien bediente sich dieses Instrumentes 
in der Innen- wie Außenpolitik.59 Es wur-
de eine politische Kultur gepflegt, die in 
Pakistan die schlimmsten Befürchtungen 
über Indiens Absichten gegenüber sei-
nem westlichen Nachbarn bestärkte. 
Für Indien steht mehr auf dem Spiel als 
„nur“ das Verhältnis zu einem seiner 
Nachbarn. Die indisch-pakistanischen 
Beziehungen können als ein signifikan-
ter Indikator dafür gesehen werden, in-
wieweit Indien seiner neuen Rolle als 
„verantwortungsvolle Großmacht“ ge-
recht wird. Verliert es dieses Image, hat 
das nicht nur Konsequenzen für die Sta-
bilität und Prosperität Südasiens, son-
dern auch für Indiens wirtschaftliche und 
sicherheitspolitische Ambitionen in Süd-
ost- und Ostasien. Indien würde erneut 
als ein unsicherer Kandidat für eine wei-
tergehende Integration in Asien und im 
asiatisch-europäischen und asiatisch-
pazifischen Kontext gelten. Die Bemü-
hungen in den letzten beiden Dekaden 
indischer Außenpolitik (wie z. B. die Look 
East Policy) wären damit nivelliert – In-
diens Wandlung vom desillusionierten 
Idealisten zum gescheiterten Realisten.
Implikationen für Pakistan
Pakistan realisiert zunehmend, dass der 
von ihm unterstützte Terrorismus nur 
schwer oder gar nicht mehr zu kontrol-
lieren ist. Darüber hinaus richtet sich 
der Terrorismus zunehmend gegen das 
Land selbst.60 Islamabad scheint erkannt 
zu haben, dass der Terrorismus und 
die wachsende Militanz extremistischer 
Gruppen eine der größten Gefahren für 
die soziale, politische und wirtschaftli-
che Entwicklung – insbesondere für aus-
ländische Investitionen – ist. Des Weite-
ren müssen sich die zivilen wie militä-
rischen Eliten eingestehen, dass das 
„Instrument Terrorismus“ weder in der 
Kaschmir-Frage, noch hinsichtlich des 
Wunsches der Einflussnahme in Afgha-
nistan auch nur ansatzweise erfolgver-
sprechende Resultate geliefert hat. Trotz 
dieser Erkenntnis hat die pakistanische 
Regierung erkennbare Probleme, eine 
kohärente Strategie gegen den Terroris-
mus nicht nur zu entwickeln, sondern 
auch zu implementieren. Es scheint, dass 
hier zunehmend die Grenzen zwischen 
dem Kampf gegen terroristische Grup-
pen – wie Al-Qaida und die Taliban – mit 
dem gegen aufständische Milizen in den 
nordwestlich gelegenen Stammesgebie-
ten (FATA) oder Belutschistan (bewusst) 
verwischt werden. Es ist offensichtlich, 
dass Pakistan in seinem Anti-Terror-
Kampf außerordentliche Differenzierun-
gen vornimmt und nur gegen gewisse mi-
litante Gruppen vorgeht. Nämlich ge-
gen Akteure, die in erster Linie die innere 
Stabilität und Integrität Pakistans her-
ausfordern.61 So ist es nicht verwunder-
lich, wenn es für politische Beobachter 
immer noch unklar ist, inwieweit Pakistan 
bereit ist, sich kompromisslos von militan-
ten und terroristischen Gruppierungen 
zu distanzieren.62 Darüber hinaus ver-
mittelt die gegenwärtige Situation den 
Eindruck, dass einflussreiche Kreise in 
Militär und im Geheimdienst ISI immer 
noch Indien als Hauptfeind sehen und 
nicht Al-Qaida oder die Taliban. 
In diesem Zusammenhang ist es von ent-
scheidender Bedeutung, inwieweit Pa-
kistan in der Lage sein wird, seine au-
ßenpolitischen Zielsetzungen hinsicht-
lich Afghanistans von denen mit Indien 
abzukoppeln. Hier ist in erster Linie auf 
das in den 1990er Jahren entwickelte 
Konzept der „strategischen Tiefe“ zu 
verweisen. Der Kern besteht in der Aus-
weitung des pakistanischen Einflusses 
auf Afghanistan, welches zwei primä-
ren Zielsetzungen dienen soll. 
 Erstens: die Ansprüche paschtunisch-
afghanischer Gruppen auf paschtuni-
sche Stammesgebiete in Pakistan zu 
unterbinden, d. h. die afghanische Re-
gierung zur Anerkennung der „Durand-
Line“63 zu bewegen und damit offene 
Grenzkonflikte beizulegen sowie die 
Gründung eines neuen, grenzüber-
greifenden Staates Paschtunistan zu 
verhindern. 
 Zweitens: die traditionell guten Bezie-
hungen Indiens zu Afghanistan zu „kap-
pen“, um einer „Einkreisung Indiens“64 
zu entgehen und dadurch ein stärkeres 
Gewicht gegenüber Indien zu erhalten, 
insbesondere im Falle einer weiteren 
militärischen Auseinandersetzung. 
Pakistan muss sichtlich bereit sein, seine 
Afghanistan-Politik einer einschneiden-
den Revision zu unterziehen und das 
Land nicht mehr als strategisches Instru-
ment im Versuch des Counterbalancing 
gegenüber Indien zu interpretieren. 
Dieses würde mit Blick auf den Kampf 
gegen den Terror einen erweiterten 
Handlungsspielraum einräumen und 
damit Pakistans Außenpolitik glaubhaf-
ter und vertrauensvoller erscheinen las-
sen. Hier lässt sich feststellen, dass das 
„robuste Engagement“ der USA65 sowie 
Pakistans Beteiligung im „Global War 
on Terror“, wesentlich dazu beigetra-
gen haben, die Beziehungen zwischen 
Indien und Pakistan zu verbessern.
Von einem Durchbruch kann nicht 
gesprochen werden
Abschließend lässt sich feststellen, dass 
es spürbare Fortschrit te im indisch-paki-
stanischen Verhältnis gibt, aber noch 
lange nicht von einem Durchbruch ge-
sprochen werden kann. Nicht belegte 
Hinweise auf die fortwährende Un-
terstützung terroristischer Aktivitäten 
durch pakistanische Militärs und Ge-
heimdienste sowie Vorwürfe gegen-
über Indien, es unterstütze separatisti-
sche und militante Elemente in Belut-
schistan, belasten die Beziehungen. In-
dien und Pakistan haben trotzdem eine 
historische Annäherung erreicht, auch 
wenn eine baldige Beendigung ihrer Ri-
valität nicht unmittelbar absehbar er-
scheint. Beide Länder haben zu einer 
neuen Dynamik und Flexibilität gefun-
den. Zum einen betrachtet Indien Kasch-
mir nicht mehr als ein explizit inneres, 
sondern auch als ein zwischenstaatli-
ches Problem mit Pakistan. Zum anderen 
verzichtet Pakistan darauf, das Kasch-
mir-Problem auf multinationaler Ebene 
(u. a. bei der UN), sondern nunmehr im 
Rahmen von bilateralen Verhandlungen 
mit Indien zu lösen. Ein Umstand, der als 
essentiell für weitere Verhandlungen zu 
betrachten ist. Entscheidend dabei ist, 
dass es Anzeichen gibt, dass einige mo-
derate Kräfte in Pakistan damit begin-
nen, von der Forderung nach einem Re-
ferendum in Kaschmir über dessen Zu-
gehörigkeit abzurücken, und Indien al-
les außer einer Sezession akzeptieren 
kann.66 Eine Tendenz, die insbesonde-
re von radikalen, nationalistischen und 
islamistischen Kräften zu unterbinden 
versucht wird. In diesem Zusammen-
hang muss unterstrichen werden, dass 
Pakistans neue, wenn auch „unrühmli-
che“ Geltung als Zentrum des weltwei-
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ten Terrorismus neben all den negativen 
Konnotationen auch einen positiven 
Einfluss auf die indisch-pakistanischen 
Beziehungen ausübt. Die US-Administ-
ration kann hier, in Kooperation mit der 
EU sowie weiteren Partnern der interna-
tionalen Gemeinschaft, einen entschei-
denden Beitrag zum Aufbau einer mo-
deraten und aktiven Zivilgesellschaft 
leisten, die in der Lage sein wird, innen-
politische Widerstände seitens radika-
ler, orthodoxer Veto-Akteure gegen ei-
ne Annäherung an Indien zu überwin-
den.67 Darüber hinaus müssen institutio-
nelle Strukturen geschaffen werden, die 
die zivilen Regierungen mit ausreichen-
den Kapazitäten und Kompetenzen 
ausstattet; nicht nur in den Bereichen 
der politischen Entscheidungsfindung 
und deren Implementierung, sondern 
auch hinsichtlich der Kontrolle. Letzte-
res gilt im außerordentlichen Maße ge-
genüber dem Militär und den Geheim-
diensten. 
Demokratisierung Pakistans
Richtungsweisende Impulse hierzu wur-
den bereits in Form der Bildung der 
Staatengruppe „Freunde des demokrati-
schen Pakistans“ (Friends of Democratic 
Pakistan) im September 2008 gegeben, 
welche die internationale Unterstützung 
in den Sektoren Sicherheit, Entwicklung, 
Energie und Aufbau rechtsstaatlicher 
Strukturen effizienter koordinieren soll. 
Entscheidend ist hierbei, inwieweit die 
zugewiesenen Gelder für den Aufbau 
demokratischer Strukturen sowie für die 
sozio-ökonomische Entwicklung der Be-
völkerung Verwendung finden. Dies be-
deutet, dass ein substantieller Teil der 
Unterstützung im zivilen Bereich inves-
tiert wird. Des Weiteren muss dafür Sor-
ge getragen werden, dass die Gelder 
nicht in den traditionellen Netzwerken 
von Patronage und Korruption versi-
ckern.68 Maßgeblich in diesem Zusam-
menhang ist die Erkenntnis, dass lang-
fristige Stabilität in Pakistan nur durch 
eine Konsolidierung der Demokratie so-
wie durch den Aufbau von sozialem Ka-
pital durch die Stärkung der zivilen Kräf-
te zu erreichen ist. Die Unterstützung der 
USA für die unterschiedlichen pakistani-
schen Militärregime (Rudolf/Wagner/
Fröhlich 2008, S. 12–14) hat sich bis dato 
zu Ungunsten demokratischer Trans-
formationsprozesse ausgewirkt und zu 
„Phasen der Destabilisierung Pakistans“ 
geführt. 
Neue Determinanten für eine 
pakistanische Indienpolitik
Mit Blick auf Indiens zunehmende wirt-
schaftliche Macht und Indiens neuem 
internationalen Gewicht muss Pakistan 
die gegenwärtigen und zukünftigen 
machtpolitischen Strukturen realisieren. 
Es sollte sich daher primär auf die Stabi-
lisierung und Konsolidierung seiner 
„Demokratie“ und deren systemischen 
Strukturen konzentrieren. Die Suprema-
tie der Außenpolitik mit dem Dreh- und 
Angelpunkt „Indien als Erzfeind“ erwies 
sich bis heute als bemerkenswert schäd-
lich, nicht nur für die politische, sondern 
auch für die wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung des Landes. Die zunehmen-
de Erfahrung von gemeinsamen sicher-
heits- und wirtschaftspolitischen Her-
ausforderungen – sowie der eigene völ-
lig desolate Zustand Pakistans69 in die-
sen Bereichen – zwingt das Land zu 
einer Überarbeitung seiner Haltung ge-
genüber Indien. Eine Revision der pakis-
tanischen Indienpolitik muss gewiss ei-
nige Determinanten berücksichtigen:
 Erstens: Afghanistan und Kaschmir sind 
als strukturgebende Elemente auszu-
schließen.
 Zweitens: Die Realisierung, dass Indien 
kein Interesse daran hat, Pakistan zu 
destabilisieren.70 Im Gegenteil: Indien 
ist hinsichtlich der Energiesicherung 
aus dem Mittleren Osten und Zentrala-
sien und der Bekämpfung des Terroris-
mus an einem stabilen Pakistan interes-
siert. 
 Drittens: Indien wird eine essentielle 
Rolle in der zukünftigen Entwicklung 
Pakistans einnehmen, nicht nur hin-
sichtlich der politischen, sondern auch 
der wirtschaftlichen Performanz. Auf-
grund des feindseligen Verhältnisses 
mit Indien hat Pakistan in der Ver-
gangenheit eine Reihe ökonomischer 
Möglichkeiten verloren. 
 Viertens: Eine Annäherung an Indien 
würde insbesondere die moderaten 
Kräfte in Gesellschaft, Politik und Mili-
tär sowie die Position der zivilen Sphä-
re gegenüber der militärischen stär-
ken. Pakistan sollte daher Indien nicht 
als Feind, sondern als einen wichtigen 
Nachbarn und Partner sehen. 
So lässt sich ein beginnender Wandel in 
der Bedrohungsperzeption der pakista-
nischen Eliten dahingehend feststellen, 
dass die wesentliche Gefahr für Pakis-
tan nicht von Indien ausgeht, sondern 
vom militanten Extremismus, der weit-
verbreitenden Armut und dem niedrigen 
sozialen Entwicklungsstand der Gesell-
schaft. Dies fand seinen expliziten Aus-
druck in der gemeinsamen Stellungnah-
me der beiden Premierminister Syed 
Yousuf Gilani und Dr. Manmohan Singh 
in Sharm El-Sheikh am 19. Juli 2009, in 
der beide dieses als ihre gemeinsamen 
Herausforderungen sehen.71 Die jedoch 
signifikanteste Aussage dieses Doku-
mentes, welche es zu einem Meilenstein 
in der Annäherung beider Länder macht, 
ist die Tatsache, das Kaschmir nicht er-
wähnt wird. Zudem wird die Fortführung 
der Gespräche zwischen beiden Län-
dern von der Terrorismus-Problematik 
abgekoppelt, deren Lösung als sine qua 
non für weitere Gespräche galt. Damit 
soll in Zukunft nicht-staatlichen, militan-
ten Veto-Akteuren signalisiert werden, 
dass durch terroristische Aktivitäten die 
Annäherung zwischen beiden Staaten 
nicht mehr unterbunden werden kann. 
Und schließlich wurde Belutschistan zu 
einem Gesprächsthema zwischen bei-
den Ländern erhoben. Dies kann indi-
rekt als ein indisches Eingeständnis für 
die Existenz einer möglichen innenpoli-
tischen Einflussnahme in Pakistan inter-
pretiert werden. Die letzten beiden 
Punkte, auch wenn sie zu außerordentli-
cher parteiübergreifender Kritik in Indi-
en geführt haben, müssen als der ernst-
hafteste und glaubwürdigste Ausdruck 
des politischen Willens seitens Indiens 
zum friedlichen Zusammenleben gewer-
tet werden. Die positive Resonanz in 
den pakistanischen Medien ist ein Indiz 
dafür, dass eine Stärkung der modera-
ten Kräfte zu erhoffen bzw. zu erwarten 
ist, und die Weichen für einen andau-
ernden, unumkehrbaren Friedenspro-
zess gestellt worden sind. 
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ANMERKUNGEN
1 Der Autor möchte bereits hier betonen, dass 
er das primordiale Argument des religiösen Ge-
gensatzes als einen wichtigen Faktor für die kom-
plexen, schwierigen Beziehungen zwischen Indi-
en und Pakistan sieht, aber nicht als den einzigen 
und/oder kausalen. 
2 Die entsprechenden Regelungen waren die 
Resolution on Local Self-Government von 1882 
und Indian Councils Act von 1892.
3 Untrennbar damit verbunden existiert die Be-
fürchtung, dass die Hindus (über 80 Prozent der 
Gesamtbevölkerung) eine Demokratie, basie-
rend auf dem Mehrheitswahlrecht, ohne explizi-
ten Minderheitenschutz im Sinne einer Kompen-
sation für die Einfälle muslimischer Invasionen und 
Jahrhunderte islamischer (Mogul-)Herrschaft auf 
dem indischen Subkontinent nutzen werden. De-
mokratie in Indien würde für die Muslime stets 
eine Hindu-Herrschaft (Hindu Raj) bedeuten. Eine 
Argumentation, die in letzter Konsequenz auf der 
Überzeugung basiert, dass der Hindu-Muslim-
Gegensatz nicht erst durch die Britische „Divide 
and Rule“-Politik an Bedeutung gewann, sondern 
bereits viel früher die soziale und politische Inter-
aktion zwischen beiden Religionsgemeinschaften 
bestimmte.  
4 Quad-i-Azam, auch „the Great Leader“; Be-
zeichnung für M. A. Jinnah in Pakistan, der dort 
als Vater der Nation verehrt wird.
5 Wie u. a. den Tag der „direkten Aktion“ in 
Kolkatta (Calcutta) am 16. August 1946, die das 
Ausmaß der bisher bekannten kommunalen Unru-
hen, d. h. den gewaltsamen Auseinandersetzun-
gen zwischen Hindus und Muslime in dramati-
scher Weise übertraf. Schätzungen hinsichtlich 
der Opfer variieren erheblich von 4.000 bis 
10.000 Toten und 15.000 bis 100.000 Verletzten.
6 Vereinbarung zwischen der Muslim League 
und dem INC über die Einrichtung von separaten 
Wählerschaften und reservierten Sitzen für die 
Muslime in Provinzen, in denen sie in der Minder-
heit sind; selbiges wurde für die Hindus verein-
bart.
7 Hinsichtlich der „Schuldfrage“ im Kontext der 
Teilung Britisch Indiens divergieren die Einschät-
zungen erheblich. Während Rothermund/Kulke 
(1982, S. 375–389) Jinnah verantwortlich sieht, 
wird u. a. von pakistanischen Autoren wie u. a. 
Choudhury (1968, S. 5) die Schuld dem INC zu-
gewiesen. Siehe ergänzend Pochhammer (1973, 
S. 714f.)
8 Der Government of India Act kann als Fort-
führung von einer Reihe britischer Reformbemü-
hungen gesehen werden, wie die Indian Council 
Acts von 1861 und 1892, die Morley-Minto-Refor-
men von 1909 sowie den Government of India Act 
von 1919. Alle diese Reformbemühungen hatten 
zum Ziel, repräsentative Institutionen im Sinne ei-
ner „Dyarchy“ (Doppelherrschaft) zu etablieren 
und eine konstruktive Zusammenarbeit zwischen 
Hindus und Muslimen im Speziellen sowie zwi-
schen Indern und Briten im Allgemeinen zu etab-
lieren (Wagner 2006, S. 22f.).
9 Einer der signifikantesten Gründe für die 
Spannungen zwischen dem INC und der Muslim 
League liegt darin begründet, wer sich als legiti-
me Vertretung der Muslime in dem damaligen 
ungeteilten Indien betrachten darf. Während die 
Muslim League das einzige Recht für sich in An-
spruch nahm, für die Muslime zu sprechen, ver-
wies der INC darauf, dass er sich als Vertretung 
aller Gemeinschaften in Indien sieht, die Muslime 
einbezogen. Damit entzog der INC der Muslim 
League die Existenzberechtigung und machte sie 
für die Verschärfung von religiösen Konflikten ver-
antwortlich. Die Muslim League hingegen bezich-
tigte die INC-Führung, lediglich die Interessen 
der Hindus zu vertreten.
10  Eine Vision, die zum ersten Mal von dem mus-
limischen Dichter Allama Sir Muhammad Iqbal im 
Jahre 1930 formuliert wurde. An dieser Stelle soll 
erwähnt werden, dass sich einige Vertreter der 
muslimischen Geistlichkeit nicht unbedingt dieser 
Forderung nach einem islamischen Staat an-
schlossen.
11 Oder „Vivesection of the Motherland“, ein 
Terminus der insbesondere von hindu-nationalis-
tischen Kreisen verwendet wird, deren wesentli-
ches Ziel des Unabhängigkeitskampfes die Etab-
lierung eines ungeteilten, postkolonialen Indiens 
war.
12 Pakistan war eine geographisch „geteilte 
Nation“, dessen West- und Ostflügel durch ein 
indisches Territorium getrennt waren. 
13 Die Teilung wurde von Genoziden und einer 
der größten Bevölkerungsbewegungen beglei-
tet, in denen ca. 15 bis 16 Millionen Menschen 
zwischen Indien und Pakistan in den nun für sie 
„neuen Staat“ wechselten. Schätzungen bezüg-
lich der dabei zu Tode gekommenen Menschen 
variieren bemerkenswert zwischen 250.000 und 
zwei Millionen. Diesbezüglich wird von pakista-
nischer Seite der Vorwurf erhoben, dass es sich 
bei den Genoziden auf der indischen Seite (ins-
besondere im östlichen Punjab) um eine monate-
lang vorbereitete Verschwörung handelte, um 
gezielt die muslimische Bevölkerung zu eliminie-
ren. Die Massenmorde in Pakistan an Sikhs und 
Hindus seien dem hingegen lediglich vereinzelte, 
sporadische und nicht geplante Reaktionen ge-
wesen. Eine Theorie die entsprechend von indi-
scher Seite dementiert wird (Vgl. Choudhury 
1968, S. 40ff.). 
14 So wurde laut pakistanischer Aussage nur ein 
Bruchteil der von Indien auszuliefernden militäri-
schen Güter übergeben (4.703 von 160.000 Ton-
nen, kein einziger der 150 Sherman Panzer u. a.), 
und diese waren i. d. R. veraltet oder unbrauch-
bar gemacht (Vgl. Choudhury 1968, S. 61; Khan 
1968, S. 46f.).
15 An dieser Stelle muss angemerkt werden, 
dass es sich bei Kaschmir um einen ethnisch-reli-
giösen, heterogenen „Kunststaat“ handelt, der in 
seiner jetzigen Form von der Briten geschaffen 
wurde. Er umfasst nicht nur die Muslime im Kasch-
mir-Tal, sondern auch eine starke Hindu-Minder-
heit in Jammu sowie eine buddhistische Minder-
heit im Landesteil Ladakh u. a. 
16 Zusammenfassend Varshney (2001, S. 999ff.); 
im Detail Bose (2003).
17 Ein dritter Fürstenstaat, der für die Unabhän-
gigkeit votierte, war Junagarh (750.000 Einwoh-
ner, 10.360 km2). Alle diese drei Staaten hatten ein 
religiöses Paradoxon zwischen Herrscher und 
Beherrschten. So wurde in Hyderabad und Ju-
nagarh eine hinduistische Mehrheit von einem 
muslimischen Regenten beherrscht, während in 
Kaschmir ein hinduistischer Fürst über eine musli-
mische Mehrheit regierte.
18 Nehrus Angebot ein Referendum abzuhalten, 
in dem auch die Bevölkerung von Kaschmir die 
Möglichkeit erhalten sollte, über ihre staatliche 
Zukunft zu entscheiden, wurde bis heute von allen 
indischen Regierungen ausgesetzt.
19 Der Terminus Azad Kashmir (Befreites/Freies 
Kaschmir) wird i. d. R. nur von der pakistanischen 
Seite verwendet in Abgrenzung zu dem Begriff 
„Occupied Kashmir“, welches den indisch verwal-
teten (besetzten) Teil beschreibt. 
20 Zumindest bringt Indiens Vorgehensweise 
zum Ausdruck, dass man sich mit dem Status Quo 
zu arrangieren beginnt; Verhandlungen mit Paki-
stan über Handels-, Reise-, und Transfermöglich-
keiten über die Line of Control lassen darauf 
schließen. Diese Linie wurde lediglich 1973 leicht 
verändert.
21 Pakistanische Einschätzungen gingen davon 
aus, dass dieses die letzte Möglichkeit („Jetzt 
oder niemals“) sei, den Konflikt um Kaschmir mili-
tärisch zu lösen. Nach der verheerenden Nieder-
lage Indiens gegen China im Grenzkrieg von 
Indien.indd   197 24.11.09   24.11.09 / 17:50
198
S
ie
gf
rie
d
 O
. W
o
lf 1962 galt Indien zum einen als militärisch ge-
schwächt (Vgl. Palit 1991; Ganguly 1986, S. 31), 
zum anderen war Pakistan besorgt bezüglich der 
massiven Aufrüstungsbemühungen seines Nach-
barn. Darüber hinaus verstarb der indische Pre-
mierminister Nehru im Jahre 1964 und sein Nach-
folger Shastri galt außenpolitisch als unerfahren. 
Siehe ergänzend (Mitra 2001, S. 373). 
22 Die Kämpfe um den Rann of Kutch wurden 
durch britische Vermittlungsbemühungen und der 
Einsetzung einer internationalen Kommission zur 
Lösung der Streitfragen um die Festlegung der 
Grenze im Mai 1965 beigelegt.
23 Dabei handelte es sich um leicht bewaffnete, 
paramilitärische Einheiten.
24 Insgesamt erlebte Pakistan vier Militärregie-
rungen: General Ayub Khan 1958 bis 1969, Ge-
neral Yahya 1969 bis 1971, General Zia-ul-Haq 
1977 bis 1988, und General Pervez Musharraf 
1999-2008 (seit 28.11 .2007 nicht mehr als Ober-
befehlshaber der pakistanischen Streitkräfte).
25 Hier muss jedoch angefügt werden, dass ins-
besondere der Versuch Westpakistans, die Ost-
hälfte im Sinne einer Kolonie zu führen und die 
damit verbundenen weitgehenden politischen, 
sozialen und ökonomischen Benachteiligungen 
zum Auseinanderbrechen der beiden Landesteile 
führte (Vgl. Khan 2008).
26 Siehe im Detail Sisson/Rose 1990.
27 Das militärische Ziel dieser Unternehmung 
war die Besetzung von im Hochgebirge gelege-
nen Stellungen, die im Winter von den Streitkräf-
ten beider Länder verlassen wurden. Pakistan 
kam dabei der indischen Seite zuvor und besetz-
te bereits in den Wintermonaten Stellungen im 
indischen Teil Kaschmirs, um von dort aus weitere 
gezielte Operationen zu unternehmen.
28 So unterstütze Pakistan aufständische Sikhs 
im Punjab, die eine Sezession und die Gründung 
eines eigenen Sikh-Staates, Khalistan, gewalt-
sam durchsetzen wollten. Des Weiteren stand 
Pakistan im Verdacht, aktiv eine Revolte im indisch 
verwalteten Teil von Kaschmir entfacht zu haben. 
Siehe hinsichtlich der pakistanischen Engage-
ments in Kaschmir Schofield (2003) und Swami 
(2007), bezüglich der Sikhs Wallace (1995).
29 Als Reaktion auf terroristische Anschläge mo-
bilisierte und konzentrierte Indien seine Truppen 
an der Grenze zu Pakistan im Rahmen der Ope-
ration Parakram über einen Zeitraum von 10 Mo-
naten. 
30 LeT, wörtlich: „Armee der Reinen“. Diese 
Gruppe wurde vom ISI in den 1990er aufgebaut, 
um pro-pakistanische Gruppen im indisch ver-
walteten Teil Kaschmirs zu unterstützen. Ihr Ziel ist 
die Destabilisierung der Region durch die direkte 
Bekämpfung der indischen Sicherheitskräfte so-
wie die Förderung von militanten Erhebungen 
unter der kaschmirischen Bevölkerung. Opfer ih-
rer Angriffe sind dabei nicht nur Soldaten, son-
dern zunehmend auch moderate, pro-indische 
Gruppen und Politiker in der Region. Durch ihre 
anti-westliche Einstellung und dem Wunsch nach 
der Zerschlagung des hinduistischen Indiens so-
wie einer grenzüberschreitender Islamisierung ist 
heute nicht nur ganz Südasien, sondern auch zu-
nehmend Südostasien im Fokus ihrer Aktivität (Vgl. 
Bajoria, Jayshree (2008): Backgrounder Profile: 
Lashkar-e-Taiba. In: Washington Post, Friday, De-
cember 5). 
31  Siehe hierzu Musharrafs Fernsehauftritt vom 
12. Januar 2002, in dem er sich in einer bedeuten-
den Ansprache an die pakistanische Nation 
wandte und verkündete, „dass pakistanisches 
Territorium nicht zur Vorbereitung terroristischer 
Angriffe im Ausland missbraucht werden dürfe“ 
(Ganguly 2008, S. 36). Anzumerken ist hierbei, 
dass die Entscheidung, die US-Amerikaner im 
Krieg gegen den Terror zu unterstützen, von Mus-
harraf getroffen wurde. Ein Entschluss, der nicht 
von allen Regierungsorganisationen wie politi-
schen Entscheidungsträgern (insbesondere inner-
halb des Militärs und der Geheimdienste) mitge-
tragen wurde.
32 Als weitere Geheimdienste sind zu nennen: 
Das Intelligence Bureau (IB) und die Federal In-
vestigation Agency (FIA).
33 So wurden zwar einige Terrorgruppen (wie 
Laskar-e-Taiba) insbesondere unter dem Druck 
der USA verboten, Trainingscamps geschlossen 
sowie einige Mitglieder verhaftet; selbige Grup-
pen agieren jedoch meist ungehindert unter ei-
nem neuen Namen weiter und/oder ihre Mitglie-
der können sich noch immer frei in Pakistan bewe-
gen.
34 Darunter sollen hier Gruppierungen verstan-
den werden, die sich insbesondere in einer ext-
remsten, militanten Form dem Kampf gegen Ele-
mente verpflichtet haben, die als anti-islamisch 
wahrgenommen werden.
35 Die Rote Moschee wurde von muslimischen 
Fundamentalisten besetzt und zu einem Zentrum 
wahabitisch-extremistischer Lehre und Praxis aus-
gebaut, dessen primäres Ziel die Herausforde-
rung des pakistanischen Staates war. Ihre Aktio-
nen beinhalteten Geiselnahmen, Beschädigung 
von öffentlichem und privatem Eigentum, Störung 
der öffentlichen Ordnung und der Akkumulation 
von Waffen. Erst als mehrere chinesische Staats-
bürger als Geisel genommen sowie weitere getö-
tet wurden, stürmten Sicherheitskräfte im Zuge 
der „Operation Silence“ nach monatelanger Ig-
norierung der Untergrabung der Staatsmacht die 
Moschee. Es bestehen keine Zweifel, dass die 
pakistanische Regierung erst nach massivem 
Druck von China auf die Situation reagierte (vgl. 
Khalatbari 2008, S. 85f.).
36  So verwendet die pakistanische Armee einen 
erheblichen Teil der Finanzhilfen aus den USA 
nicht zur Ausrüstung ihrer Truppen für den Kampf 
gegen terroristische Gruppierungen, sondern 
zum Ausbau ihrer konventionellen Kapazitäten für 
eine zwischenstaatliche Auseinandersetzung mit 
Indien.
37  Aufgabe der NCCT ist es, als Dachorgani-
sation der einzelnen im Kampf gegen den Terro-
rismus eingesetzten staatlichen Organisationen 
zu agieren und deren Aktivitäten effektiv und 
transparent zu koordinieren.
38 Die Tatsache, dass die Krisen und Truppen-
aufmärsche auf beiden Seiten der Grenze von 
1986, 1990 und 2001 nicht in einen Krieg münde-
ten, wird von verschiedenen Kommentatoren der 
Angst vor einer nuklearen Eskalation zugeschrie-
ben.
39  Siehe hierzu Zeb (2006). Darüber hinaus ist 
Pakistan besorgt über Indiens konventionelle Auf-
rüstung, die Raketenabwehrpläne und Indiens 
neue „Kriegsdoktrin“, der Cold Start Strategy. 
Letztere ist primär gegen Pakistan gerichtet und 
sieht den Aufbau der offensiven Kapazitäten so-
wie ein verstärkt kombiniertes Vorgehen der mo-
torisierten Land- wie Luftstreitkräfte vor. Des Wei-
teren ist es ein Ausdruck des politischen Willens 
Indiens, limitiert, aber gezielt unmittelbar nach 
einer pakistanischen Aggression militärisch zu 
reagieren.
40  Die Verhandlungen zogen sich über einen 
Zeitraum von acht Jahren hin (1952–1960).
41 Während sich Pakistan exportorientiert dem 
Weltmarkt zuwandte, implementierte Indien 
ein sozialistisch inspiriertes Wirtschaftsmodell 
(mixed economy), das sich zunehmend isolierte 
und auf den eigenen Binnenmarkt konzentrierte.
42 Dabei handelt es sich um eine Gletscherregi-
on mit ungeklärtem Grenzverlauf nordöstlich und 
außerhalb der Line of Control, in der sich Pakistan 
und Indien immer wieder in der Vergangenheit 
Gefechte geliefert haben.
43 Vgl. zusammenfassend Betz (2007, S. 39) und 
im Detail Manjunath/Sridhar/Anand (2006).
44 In Anlehnung an Ganguly (2002; 2008).
45 Unter anderem nach dem Terroranschlag von 
2001 auf das indische Parlament sowie am 14. 
Mai 2002 auf eine Militärbasis in Kaluchak nahe 
Jammu (Vgl. Ganguly 2008: 36).
46 Bei der coercive diplomacy handelt es sich 
um eine außenpolitische Strategie Indiens, die 
Durchsetzung politischer Veränderungen auf dem 
Wege militärischer Drohungen zu erreichen (Vgl. 
Ganguly 2008, S. 36; Ganguly/Kraig 2005).
47 Entscheidende Schritte in diese Richtung wa-
ren die begonnene Initiative Next Steps in Strate-
gic Partnership (NSSP) sowie die Unterzeichnung 
des Abkommens über Kooperationen in den Be-
reichen der zivilen Nutzung der Atomenergie, der 
zivilen Raumfahrt und dem Handel von Hochtech-
nologie im Januar 2004, die Aufhebung der ver-
hängten Sanktionen gegen Indien seit deren 
ersten Nukleartests im Jahre 1974 sowie die lan-
gersehnte internationale Anerkennung Indiens 
als Atommacht. Aber auch hier gab es Wider-
stände aus allen politischen Lagern in Indien (Vgl. 
Wagner 2006b). 
48 Auch wenn China die pakistanischen Interes-
sen in der Auseinandersetzung mit Indien nicht 
wie erhofft vertreten hat, so fühlt sich Pakistan 
insbesondere von den USA im Stich gelassen (Vgl. 
Rudolf/Wagner/Fröhlich 2008, S. 8).
49 Pakistan beschuldigt Indien, Aufstände in Be-
lutschistan zu unterstützen, u. a. die Balochistan 
Liberation Armee (LBA) auszubilden und zu finan-
zieren. Diese Provinz fühlt sich einerseits von der 
Zentralregierung in Islamabad benachteiligt, ins-
besondere mit Blick auf die Beteiligung an den 
Einkünfte aus den in Belutschistan geförderten 
Ressourcen (Gas), andererseits vernachlässigt 
bei dem Ausbau des Hafens Gwadar.
50 So äußerte Premierminister Syed Yousul Gila-
ni (18. Juli 2009) in Reaktion zu einer jüngsten 
Aufforderung von Hillary Clinton (US Secretary of 
State), die Aktivitäten gegen den Terror zu ver-
stärken Folgendes: „Whatever we do, we do in 
our own interest and on our own initiative. We 
don’t care who is pleased and who is not by our 
efforts“. Siehe Dawn.com: „Talks only way to build 
trust, Gilani tells India“, Sunday, 19. July, 2009.
51 U. a. die Verlegung pakistanischer Streitkräf-
te von Osten (Grenze zu Indien, Kaschmir) nach 
Westen (Grenze Afghanistan, Stammesgebiete), 
um dort sich im Kampf gegen den Terror zu enga-
gieren. 
52 In den ersten Jahren nach Erhalt der Unab-
hängigkeit wurde eine Politik der Freundschaft 
zwischen Indien und China gepflegt, welche 
durch den Slogan „Hindi Chini bhai bhai“ (Inder 
und Chinesen sind Brüder) zum Ausdruck kam. 
Chinas Einmarsch in Tibet sowie die Niederschla-
gung der oppositionellen Bewegung 1959, der 
Grenzkrieg von 1962, die chinesische Besetzung 
von Gebieten, die Indien für sich in Anspruch 
nimmt (Aksai Shin) und die Unterstützung von 
militant-maoistischen Gruppen in Indien führte zu 
einer dramatischen Verschlechterung der indisch-
chinesischen Beziehungen.
53 Pakistan überließ China das Shaksgam Tal, 
welches von Indien beansprucht wird (Vgl. Verma 
2007, S. 336ff.). 
54 Nichtsdestotrotz verfügt China aufgrund sei-
ner intensiven wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
mit Pakistan über einen erheblichen Einfluss. So 
werden mit chinesischer Hilfe der Tiefseehafen 
Gwardar ausgebaut und zahlreiche Bergbau-
projekte vorangetrieben.
55 Der Begriff Südliches Asien umfasst die Ge-
biete von Südasien sowie Südostasien, welches 
den starken politischen und wirtschaftlichen Ein-
fluss berücksichtigt. 
56 Choudhury (1968, S. 10).
57 Wie z. B. die Schaltung von Hotlines zwi-
schen Entscheidungsträgern beider Länder. Sol-
che bestehen bereits in minimaler Form, u. a. zwi-
schen hochrangigen Militärs („Director-Generals 
of Military Operation“) oder die 2004 eingerich-
tete zwischen den beiden Außenministerien. 
58 Allerdings muss hier erwähnt werden, dass 
die Fortsetzung des Dialoges mit Pakistan äußerst 
umstritten war. Insbesondere hindu-nationalisti-
sche Kreise forderten die Regierung auf, militä-
risch auf die Anschläge zu reagieren.
59 So unterstützte Indira Gandhi den Sikh-Terro-
risten Jarnail Singh Bhindranwale, um die politi-
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sche Repräsentanz der Sikhs im indischen Punjab 
zu spalten; Rajiv Gandhi versuchte in Sri Lanka 
Einfluss durch die Unterstützung der Liberation 
Tigers of Tamil Eelam (LTTE) zu nehmen. 
60 Anzuführen ist hier u. a. eines der wohl dra-
matischsten Höhepunkte: den Anschlag auf das 
Marriott Hotel in Islamabad am 20. September 
2008. In diesem Zusammenhang kann konstatiert 
werden, dass sich die Terrorangriffe auf Mumbai 
von 2008 nicht nur gegen Indien richteten, son-
dern auch als Warnung pakistanisch-islamisti-
scher Gruppen gegenüber ihrem eigenen Land 
zu interpretieren sind. In anderen Worten: Mum-
bai sowie der Anschlag gegen die indische Bot-
schaft in Kabul (im Juli 2008) sind  als ein Wider-
stand gegen jegliche liberal-moderate Politik der 
Annäherung an Indien aufzufassen.
61 Während die USA bis in die jüngste Vergan-
genheit eher pauschal alle militanten Gruppen 
als Kombattanten identifizierte, versucht Pakistan 
insbesondere Gruppen, die im Rahmen ihres Ver-
suches in Afghanistan Einfluss zu nehmen, nicht 
aktiv zu bekämpfen (z.B. pakistanische und af-
ghanische Taliban). Begrenzte militärische Kapa-
zitäten mögen dabei ebenfalls eine entscheiden-
de Rolle spielen. Das gegenwärtige US-Vorgehen 
in Pakistan und Afghanistan scheint jedoch einen 
neuen Ansatz – gemäß der Philosophie von „teile 
und herrsche“ – aufzugreifen, Taliban in „good 
ones“ und „bad ones“ zu unterteilen. 
62 Wagner (2009, S. 3) spricht hier von einer 
Grauzone, „die von stiller Sympathie bis zur offe-
nen Duldung ihrer Aktivitäten reicht“, insbesonde-
re innerhalb älterer Kader der Geheimdienste 
und des Militärs. 
63  Bei der umstrittenen „Durand-Linie“ handelt 
es sich um eine ca. 2.400 km lange Demarkations-
linie, die 1893 zwischen Britisch-Indien und Af-
ghanistan festgelegt wurde. Die Legitimität dieser 
politisch motivierten Grenzziehung durch pasch-
tunische Siedlungsgebiete wird heute von der 
afghanischen Regierung in Frage gestellt.
64  Die Furcht vor einer Einkreisung beruht nicht 
nur auf Indiens Einfluss in Afghanistan, sondern 
ebenfalls auf dessen Kontakte zu Pakistans Nach-
barn Iran. Iran wird von Pakistan im politischen 
und wirtschaftlichen Bereich als ein Rivale im 
Kampf um regionalen Einfluss gesehen, und im 
kulturellen und religiösen Bereich (Shia-Sunni-
Konflikt) werden destabilisierende Einflüsse für 
das eigene Land befürchtet. Darüber hinaus ha-
ben sich die Beziehungen in jüngster Vergangen-
heit zunehmend verschlechtert. Iran macht Pakis-
tan für die Infiltration von militanten Extremisten 
verantwortlich, während Pakistan dem Iran den 
Versuch der Destabilisierung von Belutschistan 
vorwirft.
65 Siehe Rudolf/Wagner/Fröhlich (2008, S. 14).
66  Vgl. Wagner (2004, S. 1, 3) und Betz (2007, 
S. 40).
67 Hier zeichnen sich positive Entwicklungen in 
den letzten Jahren ab. So lässt sich in Pakistan 
eine verstärkte Aktivität von sozialen Bewegun-
gen, Gewerkschaften und informelle Bürgeriniti-
ativen identifizieren. Besondere Aufmerksamkeit 
zog die „Anwaltsbewegung“ (Movement for De-
mocracy and Justice) auf sich. Dabei handelt es 
sich um einen Zusammenschluss von unabhängi-
gen Richtern und Anwälten mit (relativ) freien 
Medien, NGOs, Intellektuellen und Studenten. 
Ihr erfolgreicher Einsatz für die Wiedereinsetzung 
des von Musharraf abgesetzten Obersten Richter 
(Supreme Court) kann dahingehend interpretiert 
werden, dass die Zivilgesellschaft als neuer poli-
tischer Akteur in Pakistan wahrgenommen wer-
den muss. Diese Bewegung hat erheblich zur 
Beschleunigung von Musharrafs Rücktritt beige-
tragen. 
68 Eines der wesentlichen Hindernisse sämtli-
cher Entwicklungsprojekte dieser Art besteht in 
der Problematik, verlässliche pakistanische Part-
ner zu finden. Dieses hat sich bis dato als bemer-
kenswert schwierig gestaltet.
69 Pakistan befindet sich in einer der tiefsten Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise in der Geschichte des 
Landes. Die Verschuldung ist dramatisch ange-
stiegen. Im Sommer 2008 betrug die Inflationsra-
te ca. 25 Prozent, die Börsen verzeichnen massive 
Verluste (insbesondere an der KSE/Karachi Stock 
Exchange), Gewerbe und Handwerk leiden unter 
den außerordentlichen Energieengpässen mit 
täglichen Stromabschaltungen von bis zu zehn 
Stunden in den Metropolen. Darüber hinaus ist 
die Bevölkerung durch eine zunehmende Nah-
rungsmittelknappheit (Weizenmehl) und erhebli-
che Einkommensdisparitäten betroffen. Zusätz-
lich verliert die pakistanische Währung zuneh-
mend an Wert. Ein drohender Staatsbankrott im 
Herbst 2008 konnte nur durch einen „ad hoc Bei-
standskredit“ abgewendet werden.
70 Siehe: The Hindu (2008): India favours strong, 
stable Pak: Mukherjee, in: The Hindu 4. January 
2008.
71 Dawn.com „Text of Pakistan-India joint state-
ment“, Friday, 17. July 2009.
Kaum eine politische Ebene ist so 
nah an den Menschen wie die kom-
munale. Hier haben die Bürgerinnen 
und Bürger die meisten Beteiligungs-
möglichkeiten. Aber angesichts der 
stetig zunehmenden Aufgaben bei 
gleichzeitig knapper werdenden 
Finanzen, angesichts auch der euro-
papolitischen Verflechtungen und der 
globalisierten Wirtschaft wird Kom-
munalpolitik immer komplizierter.
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